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Vorwort 

Der Entschluß, den hiermit der Öffentlichkeit vorgelegten Entwurf eines Daten-
schutzgesetzes zu erarbeiten, wurde im April 1972 gefaßt, als mir die Grundzüge 
des Referenten-Entwurfs eines Bundesdatenschutz-Gesetzes — Stand März 1972 — 
bekannt wurden. Dieser damals bereits anderen Behörden und einigen Verbänden 
zugänglich gemachte, aber sonst streng vertraulich behandelte Entwurf aus dem 
Bundesinnenministerium schien mir völlig ungeeignet zu sein, einen effektiven Schutz 
vor den Gefahren zu bieten, die Grund einer Datenschutzgesetzgebung sind. Auch die 
spätere Fassung des Entwurfs — Stand August 1972 —, die im November 1972 Gegen-
stand eines Hearings im Bundesinnenministerium war, änderte meine Auffassung nicht. 
Da § 25 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien, Besonderer Teil 
(GGO II) es dem Bundesinnenministerium offensichtlich unmöglich macht, bereits im 
derzeitigen Stadium eine öffentliche Diskussion über seinen Entwurf zuzulassen — was 
leider nicht verhinderte, daß die über § 23 Abs. 1 GGO II informierten Wirtschafts-
kreise wie Auskunftsgewerbe und Adressenverlage eine intensive Vorbereitung ihrer 
Lobby-Tätigkeit zur Verhinderung einer effektiven Datenschutzregelung beginnen 
konnten — habe ich den Weg der Ausarbeitung eines — aus gleich zu erwähnenden 
Gründen leider halbierten — Alternativ-Entwurfs gewählt. Eine erste Fassung - Stand 
Juli 1972 - wurde Interessierten, darunter auf dessen Bitte auch dem Bundesinnen-
ministerium, zugänglich gemacht. Eine überarbeitete Fassung wird hiermit veröffent-
licht. 

Der vorliegende Entwurf ist leider halbiert. Er umfaßt neben dem Datenschutz im 
öffentlichen Bereich nicht auch den mindestens ebenso wichtigen Datenschutz im 
Bereich der Wirtschaft. Außer in einem systematischen Grund für diese Trennung in 
zwei Gesetzeskorpora, für die ich die Begründung in der Einleitung zum vorliegenden 
Entwurf (unter 4.3.1) gegeben habe, liegt ein weiterer Grund darin, daß ich als Öffent-
lichrechtler nicht über die wissenschaftlichen Kenntnisse und erforderlichen praktischen 
Erfahrungen verfüge, um allein eine Datenschutzregelung im Bereich der Wirtschaft 
vorlegen zu können. Vielleicht ergibt sich bald die Möglichkeit, die erforderliche Er-
gänzung in Team-Arbeit nachzuholen. 

Die vorliegende Arbeit hätte nicht geschrieben werden können ohne zahlreiche Hilfen, 
die mir zuteil wurden. An erster Stelle muß ich Herrn Prof. Dr. Wilhelm Steinmüller 
(Regensburg) danken, mit dem ich in freundschaftlicher Verbundenheit in zahlreichen 
Gesprächen alle einschlägigen Fragen immer wieder durchdiskutiert habe. Diese Form 
der Zusammenarbeit ging so weit, daß wir oft nicht mehr entscheiden konnten, wer 
welche Gedanken zuerst hatte. Ohne die Hilfe von Herrn Steinmüller hätte ich den 
Entwurf nicht so verfassen können. Über die Verbindung zu Herrn Steinmüller verdanke 
ich Anregungen ACT Arbeitsgruppe Rechtsinformatik und der Arbeitsgemeinschaft Da-
tenschutz der Universität Regensburg, wobei ich Herrn Dr. Hansjürgen Garstka (Regens-
burg) und Herrn Referendar Christoph Mallmann (Regensburg) besonders nennen 
möchte. Zweimal hatte ich Gelegenheit, die wichtigsten Fragen zu diskutieren mit der 
Arbeitsgemeinschaft Rechtsinformatik der Herbstakademie 1971 in Alpbach (Tirol) 
der Studienstiftung des Deutschen Volkes, die von den Herren Prof. Steinmüller und 



VI Vorwort 

Dozent Dr. Eike von Savigny zusammen mit mir geleitet wurde. Die Mehrzahl der Teil-
nehmer dieser Arbeitsgruppe war an Datenschutzfragen so interessiert, daß sie im 
Frühjahr 1972 mit Unterstützung der Studienstiftung zu einer zweiten mehrtägigen 
Diskussion nach Heidelberg kam, an der auch Herr Prof. Dr. Dr. Herbert Fiedler (Bonn) 
teilnahm. Die erste Fassung meines Entwurfs wurde auf einer mit Unterstützung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft im November 1972 in Regensburg stattfindenden 
Datenschutztagung diskutiert. Diese Tagung vereinte auf Einladung des Lehrstuhls von 
Herrn Prof. Steinmüller fast alle jungen Wissenschaftler aus der Bundesrepublik, die an 
Problemen der Rechtsinformatik arbeiten, wie überhaupt bei dieser Gelegenheit her-
vorzuheben ist, daß im Bereich der Wissenschaft es vornehmlich junge Kollegen sind, 
die sich der immer drängender werdenden Fragen der Rechtsinformatik annehmen. 
Herr Prof. Dr. Jürgen Welp (Münster i.W.) stellte mir dankenswerterweise sein noch 
ungedrucktes Manuskript „Die strafprozessuale Überwachung des Post- und Fernmelde-
verkehrs" zur Verfügung und diskutierte mit mir mehrfach einschlägige Fragen. Anre-
gungen verdanke ich ferner der Datenschutzkommission des Deutschen Juristentages 
unter Leitung von Herrn Prof. Dr. Spiro Simitis (Frankfurt/M.). Schließlich danke ich 
den Mitgliedern der mit Unterstützung der Deutschen Forschungsgemeinschaft begrün-
deten Arbeitsgruppe Recht und Mathematik der Universität Heidelberg, insbesondere 
Herrn Assessor Bernhard Schlink (Heidelberg) für ihre Mitarbeit. Auch die technische 
Herstellung des Manuskripts erfolgte im Rahmen dieser Arbeitsgruppe, da bei der Fi-
nanzierungs- und Rechtslage der Universität Heidelberg Dozenten solche Arbeiten 
kaum mit ordentlichen Haushaltsmitteln finanzieren können. Schließlich danke ich 
dem Deutschen Normenausschuß für die Erlaubnis, die im vorliegenden Entwurf ver-
wendeten Ausdrücke, die zugleich Bestandteil des DIN-Normenwerkes sind, und die 
zur Definition dieser Ausdrücke erforderlichen weiteren Ausdrücke mit Definitionen 
im Anhang abdrucken zu dürfen. 

Der Wunsch, den ich dieser Veröffentlichung mit auf den Weg gebe, und die Hoffnung, 
die ich an sie knüpfe, besteht darin, daß die Wissenschaft vom Öffentlichen Recht ihre 
Reserve auf dem Gebiet der Datenverarbeitung aufgebe und sie so in letzter Minute mit 
verhindern möge, daß die durch den Einsatz der automatischen Datenverarbeitung 
längst eingeleitete Umstrukturierung der Informationsbahnen unserer Gesellschaft 
weiterhin weitgehend außerhalb der Zielvorstellungen unserer Verfassung verläuft. 
Nur Finanzknappheit, nicht Wachsamkeit der Wissenschaftler des Öffentlichen Rechts, 
haben bisher verhindert, daß schon irreparable Schäden eingetreten sind. 

Heidelberg, im Februar 1973 Adalbert Podlech 
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